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Die Zahl der Rechtsberater

ist groß. Unsere Marktüber-

sicht hilft Ihnen, den Rich-

tigen zu finden: 195 Kanzleien

mit Spezialisierung im Immo-

bilienrecht stellen sich mit

detaillierten Profilen vor.

Unsere Titelgeschichte zeigt,

welche Normen und gesetz-

lichen Anpassungen Sie trotz

Krise und Krieg nicht aus

den Augen verlieren dürfen.

Gemeint sind z.B. das

Lieferkettengesetz und das

Gesetz zur Modernisierung

des Personengesellschafts-

rechts (MoPeG). Dem Dauer-

thema Datenschutz haben

wir einen eigenen Beitrag ge-

widmet. Das Fazit: Ignorieren

hilft nicht. Mit wem Sie es bei

den anwaltlichen Immobilien-

teams zu tun haben und was

diese können oder auch nicht

können, das verraten wir

Ihnen in einem Artikel über

das Kanzleipersonal. Ein

Interview mit einem Urge-

stein des Immobilienrechts

vervollständigt diesen Weg-

weiser für Immobilienprofis.
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Rechtsanwältin
Dr. Anja Birkenkämper

von Kapellmann
und Partner
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Baurecht. Die Wirkung einer Kündigung
aus wichtigem Grund umfasst nur
erbrachte Leistungen, die sich zum
Zeitpunkt der Kündigung im Bauwerk
verkörpern, nicht aber Vorarbeiten und
Planungen.

OLG Köln, Urteil vom 13. April 2022,
Az. 11 U 7/21

Bei Kündigung vor Baustart wird
die Planung nicht bezahlt

.. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

DER FALL

Die Parteien haben einen Bauvertrag zur
Errichtung eines Ausbauhauses auf einem
Hanggrundstück geschlossen. Bereits
bevor mit der Erstellung der Bodenplatte
begonnen wurde, streiten sie sich da-
rüber, wer für erforderliche Maßnahmen
der Hangsicherung verantwortlich ist. Die
Bauherrin setzt dem Auftragnehmer Fris-
ten zur Aufnahme der Bautätigkeit. Nach-
dem diese fruchtlos ablaufen, kündigt sie
das Vertragsverhältnis aus wichtigem
Grund. Der Auftragnehmer macht erstin-

stanzlich unter anderem Vergütungsan-
sprüche für Leistungen geltend, die er bis
zur Kündigung erbracht hat. Insbeson-
dere geht es dabei umdie Einholung eines
Bodengutachtens, Durchführung von
Baustellengesprächen, Bemusterungen,
Vorplanungen für die Lüftungsanlage und
statische Berechnungen. Das Landgericht
gab der Klage des Auftragnehmers nur
teilweise statt; das Oberlandesgericht wies
sie insgesamt als unbegründet zurück.
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DIE FOLGEN

Nach der wirksamen außerordentlichen
Kündigung der Bauherrin hat der Auftrag-
nehmer keinen Anspruch auf Zahlung
einer Vergütung, hat das Oberlandesge-
richt Köln entschieden. Der Unternehmer
kann zwar den Anspruch auf Vergütung
für bisher erbrachte Leistungen auf der
Grundlage des Werkvertrags berechnen.
Denn die Kündigung entfaltet nur für die
Zukunft Wirkung. Hierunter fallen aller-
dings nur diejenigen Bauleistungen, die
sich im Zeitpunkt der Kündigung bereits

im Bauwerk verkörpern bzw. schon in das
Werk eingeflossen sind. Für Vorarbeiten
und Planungen, die keine eigenständige
Leistung darstellen und deren Vergütung
in die Baupreise eingerechnet wurde,
kann der Unternehmer kein Geld verlan-
gen, wenn die Bauleistung selbst noch
nicht ausgeführt worden ist. Die bisheri-
gen Leistungen des Auftragnehmers sind
als solche gerade keinem eigenständigen
Werkerfolg zuzuordnen.
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WAS IST ZU TUN?

Aus Sicht des Auftragnehmers ist anzura-
ten, die Folgen einer außerordentlichen
Kündigung vertraglich zu regeln. Zu ver-
gütende Vorplanungen und vorbe-
reitende Maßnahmen sollten an einen
eigenständigen Vergütungsanspruch ge-
koppelt sein. Dies ist gerade bei Baupro-
jektenwesentlich, in denen von Seiten des
Auftragnehmers bereits vor der Ausfüh-
rung der baulichen Tätigkeit erhebliche

Investitionen in Vorbereitungsmaßnah-
men fließen. Andernfalls ist derUnterneh-
mer im Zeitraum zwischen der Vorberei-
tung und der Verkörperung dieser Leis-
tungen im Bauwerk einem erheblichen
Kostenrisiko ausgesetzt. Auf einen
Anspruch aus Treu und Glauben gemäß
§ 242 BGB kann er sich dabei nicht ver-
lassen. (redigiert von Anja Hall)

Rechtsanwältin
Sabrina Greubel

von Hogan Lovells
Quelle: Hogan Lovells

Mietrecht. Die Erneuerung der
Heizungsanlage eines Single-Tenant-
Objekts kann auch in allgemeinen
Geschäftsbedingungen auf den Pächter
bzw. Mieter übertragen werden.

LG Augsburg, Urteil vom 13. Oktober 2021,
Az. 95 O 2323/20

Eine neue Heizung kann per AGB
die Pflicht des Pächters sein
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DER FALL

Der Kläger hat vom Beklagten eine Tank-
stelle gepachtet und den Pachtgegenstand
in gebrauchtem Zustand übernommen.
Die Parteien streiten darüber, ob der
Pächter die Heizungsanlage, die seinen
Angabennachbereits vonBeginn anman-
gelhaft war, auf eigene Kosten vollständig
erneuernmuss.NachdemPachtvertrag ist
die Pflicht zur Instandhaltung und

Instandsetzung inklusive Ersatzbeschaf-
fung umfassend auf den Pächter übertra-
gen worden. Dessen Ansicht nach stellt
die Übertragung der Instandsetzungs-
pflicht für dieHeizungsanlage in allgemei-
nen Geschäftsbedingungen eine unange-
messene Benachteiligung dar und ist
damit unzulässig. Das Gericht folgte der
Argumentation des Pächters nicht.
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DIE FOLGEN

Nach Auffassung des Landgericht Augs-
burg kann die Instandhaltungs- und
Instandsetzungspflicht inklusive Kosten-
tragungspflicht in Bezug auf Heizungsan-
lagen im gewerblichen Bereich sogar in
allgemeinen Geschäftsbedingungen wirk-
sam auf den Pächter übertragen werden –
sofern dieser dasGesamtgebäude pachtet.

Es darf also keine gemeinschaftlich
genutzten Flächen oder Anlagen geben,
und die Erhaltungslast von „Dach und
Fach“ muss beim Verpächter verbleiben.
„DachundFach“umfasst alle Arbeiten am
Mauerwerk des Gebäudes, jedoch nicht
die Heizungsanlage.

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

WAS IST ZU TUN?

Die Pflicht zur Instandhaltung und
Instandsetzungder Pacht- bzw.Mietsache
obliegt nach dem Gesetz dem Verpächter
bzw. Vermieter auf dessen Kosten. Die
Parteien können jedoch vertraglich
anderslautende Vereinbarungen treffen.
Im gewerblichen Pacht-/Mietrecht ist es
möglich und üblich, die Pflichten zur
Vornahme und Kostentragung von
Instandhaltungs- und Instandsetzungs-
maßnahmen in teils weitem Umfang auf
den Pächter oder Mieter zu übertragen. In
allgemeinen Geschäftsbedingungen des
Verpächters/Vermieters, d.h. in Formu-
larmietverträgen, gibt es jedoch zahlrei-
che Fallstricke. Insbesondere muss die
Übertragung von Vornahme- und Kosten-

tragungspflichten in Bezug auf Instand-
haltungs- und Instandsetzungsmaß-
nahmen klar und verständlich geregelt
sein. Ferner darf sich hieraus keine
unangemessene Benachteiligung des
Pächters bzw. Mieters ergeben. Eine sol-
che ist beispielsweise anzunehmen, wenn
er nach der jeweiligen vertraglichen
Abrede Schäden zu beseitigen hat, die
Dach und Fach betreffen oder die nicht
in seine Risikosphäre fallen, weil sie
durchDritte verursacht wurden. Hinsicht-
lich der Frage, ob eine unangemessene
Benachteiligung vorliegt, sind auch die
einschlägigen aktuellen Entwicklungen
in der Rechtsprechung im Blick zu be-
halten. (redigiert von Anja Hall)

Rechtsanwältin und
Steuerberaterin
Dr. Lisa Riedel
von Dornbach

Quelle: Dornbach

Steuerrecht. Wer einen Anteil an
einer vermögensverwaltenden
Personengesellschaft erwirbt, kann die auf
den Anteil bezogenen Gesellschaftsschulden
mit den Anschaffungskosten steuerlich
geltend machen.

BFH, Urteil vom 3. Mai 2022,
Az. IX R 22/19

Schulden einer Vermietungs-GbR
zählen bei der AfA-Berechnung
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DER FALL

An einer Vermietungs-GbR waren ur-
sprünglich zwei Gesellschafter zu je 50%
beteiligt. Neben vermietetemGrundbesitz
gehörten zum Vermögen der Gesellschaft
Bankguthaben sowie Verbindlichkeiten
aus Bankdarlehen, die die GbR mit eige-
nem Grundbesitz besichert hatte und aus
den erzielten Mieteinnahmen bediente.
Im Jahr 2011 verkaufte ein Gesellschafter

seine Beteiligung: 16% gingen an den
anderenGesellschafter, und die restlichen
34% erwarb ein Dritter. Es war vereinbart,
dass mit der Zahlung des Kaufpreises alle
Ansprüche des Verkäufers abgegolten
sind. Eine Nachschusspflicht bestand
nicht. Streitig ist, in welcher Höhe bei den
Erwerbern die Absetzung für Abnutzung
(AfA) zu berücksichtigen ist.

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

DIE FOLGEN

Das Finanzamt und das Finanzgericht
Köln waren der Ansicht, dass bei den
Erwerbern jeweils nur der gezahlte Kauf-
preis und damit zusammenhängende
Nebenkosten bei der AfA-Bemessungs-
grundlage zu berücksichtigen sein sollen.
Der Bundesfinanzhof sah dies anders und
entschied: Neben dem Kaufpreis und den

Erwerbsnebenkosten sind bei der AfA-
Berechtigung auch die Verbindlichkeiten
der Gesellschaft zu berücksichtigen, so-
weit sie den mittelbar erworbenen ab-
nutzbaren Wirtschaftsgütern des Gesell-
schaftsvermögens zuzuordnen sind.
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WAS IST ZU TUN?

Vermietungsgesellschaften und Immobi-
lienfonds sind oft als Personengesellschaft
strukturiert, also beispielsweise als
Gemeinschaft bürgerlichen Rechts (GbR),
offene Handelsgesellschaft (oHG) oder
Kommanditgesellschaft (KG). In aller
Regel wird der Erwerb dermeist vermiete-
ten Grundbesitzobjekte fremdfinanziert.
Sind die Gesellschaften damit ertrag-
steuerlich als vermögensverwaltende Per-
sonengesellschaften zu qualifizieren, hat
das Urteil des Bundesfinanzhofs für Käu-
fer von Anteilen an diesen Gesellschaften
eine hohe praktische Relevanz. Eine
Berücksichtigung der Gesellschaftsver-
bindlichkeiten bei der AfA-Berechtigung
des Erwerbers wirkt sich positiv aus, weil

das persönliche Abschreibungsvolumen
bzw. das Verlustverrechnungspotenzial
damit entsprechend höher ausfällt. Ob
die Finanzverwaltung diese BFH-Recht-
sprechung über den Einzelfall hinaus
anwenden wird, bleibt jedoch abzu-
warten. Steuerpflichtige, die in der Ver-
gangenheit einen Anteil an einer ver-
mögensverwaltenden Personengesell-
schaft gekauft haben, sollten prüfen, ob
der Steuerbescheid für den Veranla-
gungszeitraum des Anteilserwerbs noch
offen bzw. korrigierbar ist. Falls ja,
sollten sie unter Hinweis auf die Entschei-
dung entsprechende Rechtsmittel ein-
legen. (redigiert von Anja Hall)

Rechtsanwalt
Dr. Rainer Voß

von Lenz und Johlen
Quelle: Lenz und Johlen

Öffentliches Recht. Bei der
Abwägungsentscheidung im Rahmen der
Aufstellung eines Bebauungsplans müssen
keine vagen und unrealistischen
Erwägungen berücksichtigt werden.

OVG NRW, Urteil vom 19. August 2022,
Az. 10 D 9/20.NE

Nur mit Behauptungen lässt sich
kein Bebauungsplan kippen

... . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

DER FALL

Um Wohnraum zu schaffen, stellte eine
Gemeinde einen Bebauungsplan auf.
Dagegen wendet sich ein Grundstücks-
eigentümer mit einem Normenkontroll-
verfahren. Seine gewerblich genutzten
Grundstücke liegen innerhalb des Plange-
biets in einemGewerbegebiet. Der Bebau-
ungsplan setzt ganz überwiegend ein all-
gemeines Wohngebiet, in Angrenzung zu
den Grundstücken des Antragstellers
jedoch ein Mischgebiet fest. Der Antrag-
steller beruft sich unter anderem auf

Abwägungsmängel: Zum einen seien
neue immissionsschutzrechtliche Kon-
fliktmöglichkeiten nicht berücksichtigt
worden, da zu den Immissionen aus dem
Gewerbegebiet nun auch solche aus dem
neu festgesetzten Mischgebiet hinzu-
treten könnten. Zum anderen sei den
Betrieben die Entwicklungsmöglichkeit
durch Verlagerung lärmverursachender
Betriebsabläufe genommen worden,
meint er.
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DIE FOLGEN

Das Oberverwaltungsgericht für das Land
Nordrhein-Westfalen erklärt den Bebau-
ungsplan zwar für unwirksam, lehnte aber
Abwägungsmängel ab. Die Einwände des
Antragstellers sind vage und fernliegend,
meint das Gericht. Im Zeitpunkt des Sat-
zungsbeschlusses hatte der Rat keine kon-
kreten Kenntnisse über künftige störende
gewerbliche Nutzungen im Mischgebiet.
Sollte in Zukunft dennoch die Ansiedlung
eines Gewerbebetriebs im Mischgebiet
vorgesehen sein, so könnten entspre-

chende immissionsschutzrechtliche Kon-
flikte im konkreten Baugenehmigungsver-
fahren gelöst werden. Auch die geltend
gemachte Verlagerung der lärmverursa-
chenden Betriebsabläufe ist vage und un-
realistisch dargelegtworden. Zudembesteht
die Gefahr dahingehender betriebs-
einschränkender Anordnungen nicht, da
die Betriebe schon mehrere Jahrzehnte
ohne Beanstandung neben der bereits
vorhandenen Wohnbebauung existieren.
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WAS IST ZU TUN?

Nach § 1 Abs. 7 BauGB sind bei der Auf-
stellung von Bebauungsplänen die öffent-
lichen und privaten Belange gegeneinan-
der und untereinander gerecht abzuwä-
gen. Das Abwägungsgebot ist unter ande-
rem dann verletzt, wenn in die Abwägung
Belange nicht eingestellt werden, die nach
Lage der Dinge hätten eingestellt werden
müssen. Zwar ist ein maßgeblicher priva-
ter Belang der Erhalt bestehender bauli-

cher Nutzungsrechte. In die Abwägung
müssen aber nur solche Faktoren ein-
fließen, die diese zum Zeitpunkt der
Abwägung realistischerweise bedrohen.
Reine Behauptungen ins Blaue hinein
genügen hier nicht. Es empfiehlt sich
daher, möglichst konkrete Angaben im
Beteiligungsverfahren zu machen, damit
sie Einzug in das Abwägungsmaterial
finden. (redigiert von Anja Hall)

ANZEIGE


